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gen15. Die Bundesauftragsverwaltung würde bereits einen 
Schritt in Richtung Entflechtung bedeuten. Für die Er­
füllung der Aufgabe wäre zwar weiterhin das Zusammen­
wirken von Ländern und Bund notwendig, weil die Län­
der schließlich die Programme zu implementieren haben, 
die der Bund plant und finanziert; gegenüber den Ge­
meinschaftsaufgaben mit einer gemeinsamen Planung und 
Finanzierung ist die Bundesverwaltung aber das weniger 
verflochtene Entscheidungssystem. 

4.3 Funktionale Spezialisierung 

Mit der Zahl der durch die Beteiligten vertretenen Ent­
scheidungsaspekte, über die gleichzeitig entschieden wer­
den muß, steigt im allgemeinen auch die Konfliktwahr­
scheinlichkeit. Kann durch Spezialisierung ihre Zahl ver­
mindert werden, so steigt im allgemeinen die Handlungs­
fähigkeit. Das konfliktarme Operieren der regionalen 
Wirtschaftspolitik während der fünfziger und sechziger 
Jahre war u. a. zurückzuführen auf die Spezialisierung 

15 Siehe z.B. das „Hochspielen" der Länderanteile an den 
Bundesstraßenbaumitteln insbesondere durch Bayern und Baden­
Württemberg in den Landtagswahlkämpfen 1974/76 und im 
Bundestagswahlkampf 1976. 

auf die klassischen Entwicklungsgebiete. Als die industriel­
len Problemgebiete zusätzlich berücksichtigt werden muß­
ten, stieg auch die Konfliktwahrscheinlichkeit an. De.n­
noch ist in der GRW zum Beispiel im Vergleich zu der 
Bundesraumordnung noch ein hoher Grad funktionaler 
Spezialisierung vorhanden. 

Es schein, daß dieser Vorteil von der administrativen 
Praxis realisiert und deswegen auch gegen die normativ 
attraktivere Vorstellung, die regionale Wirtschaftspolitik 
durch eine „Regionalisierung der Wirtschaftspolitik" zu 
ersetzen, verteidigt wird. Denn sonst würde nicht nur ein 
durch jahrelange Interaktion „eingespieltes" Entschei­
dungsgremium desintegriert, sondern auch die Entschei­
dungskosten würden ansteigen. 

Ergebnis 

Weil die funktionale Spezialisierung bereits realisiert 
ist, die Zahl der notwendig Beteiligten daher auch nicht 
reduziert werden kann und aus denselben Gründen eine 
Entflechtung nicht ratsam ist, bleibt die Anwendung der 
dargestellten Entscheidungsregeln unter den gegebenen 
föderalistischen Rahmenbedingungen die einzige Möglich­
keit, die Handlungsfähigkeit zu gewährleisten. 

JÜRGENWULF 

Erfolgskontrollen für die regionale Wirtschaftspolitik1
:• 

Aufgaben und Arten der Erfolgskontrolle 

1. Die Notwendigkeit, Erfolgskontrollen in die bun­
desdeutsche Regionalpolitik einzuführen, wird schon seit 
längerer Zeit gesehen. Insbesondere seitdem mit der Ge­
meinschaftsaufgabe „ Verbesserung der regionalen Wirt­
schaftsstruktur" ein Rahmen für die Organisation eines 
wesentlichen Teiles der regionalpolitischen Aktivitäten 
des Bundes und der Länder geschaffen wurde, besteht 
die Absicht, ein institutionalisiertes System der periodi­
schen Erfolgskontrolle zu entwickeln und in den Ablauf 
von Planung und Durchführung der Maßnahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe zu integrieren1. 

•~ Dieser Aufsatz ist die gekürzte Fassung einiger Teile eines 
Gutachtens, das der Autor zusammen mit einem Mitarbeiter 
für die Gemeinschaftsaufgabe „ Verbesserung der regionalen 
Wirtschä:ftsstruktur" verfaßte (Wulf, ].; H . d'Orville: Ent­
wurf eines Systems der Erfolgskontrolle für die regionale 
Wirtschaftsförderung. - Konstanz 1975. Hektogr.) . Im Gut­
achten behandelte Herr d'Orville Aspekte, die nicht Gegen­
stand dieses Aufsatzes sind. 
1 Vgl. hierzu die Rahmenpläne der Gemeinschaftsaufgabe 
,, Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur"; ferner Al­
bert, W.: Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur". In: Raumforschung und Raumordnung. 
30. Jg. (1972) H. 2, S. 49. 

2. Der Stellenwert der Erfolgskontrolle für die Regio­
nalpolitik läßt sich verdeutlichen, indem der interdepen­
dente Prozeß des Entwurfs und der Realisierung regio­
nalpolitischer Maßnahmen gedanklich in Phasen zerlegt 
wird. 

Logisch an erster Stelle steht die Planungsphase -
faktisch ist dies allerdings nur dann der Fall, wenn es 
um die Initiierung neuer regionalpolitischer Programme 
geht2• Voraussetzung der Planung ist die Existenz von 
Zielvorstellungen, die in unterschiedlichem Maße kon­
kretisiert sein können: 

- Der höchste Grad der Konkretisierung und Ordnung 
von Zielen ist erreicht, wenn es gelingt, eine geschlos­
sene Zielhierarchie zu formulieren, in der alle regio­
nal politischen Ziele auf ein gemeinsames Oberziel be­
zogen werden und eine eindeutige Abstufung von Zie­
len höherer Ordnung zu Zielen niederer Ordnung (die 

2 Vgl. hierzu auch Brümmerhoff, D.; H. Wolf!: Aufgabe und 
Möglichkeit einer Erfolgskontrolle der staatlichen Aktivität. 
In: Zeitschrift für die gesamte Staatswissenschaft. 130. Jg. 
(1974) Nr. 3, S. 477-493. 
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zunehmend instrumentalen Charakter haben) möglich 
ist. Der Entwurf einer konsistenten Zielhierar9hie 
setzt außerdem voraus, daß die Beziehungen der Ziele 
untereinander hinsichtlich Kompatibilität, Neutralität 
oder Konkurrenz untersucht werden; bei konkurrie­
renden (inkomp~tiblen) Zielen ist eine Entscheidung 
über die Zielgewichtung notwendig3• 

- In der Regel lassen sich im politischen Prozeß aller­
dings nur „schwächere" Zielformulierungen erreichen, 
etwa in der Art eines enumerativen Systems, das sich 
darauf beschränkt, verschiedene Ziele aufzählend ne­
beneinanderzustellen, ohne daß von den Trägern der 
Regionalpolitik erwartet werden kann, daß sie eine 
durchgängige Zuordnung von Unterzielen zu Oberzie­
len durchführen und, insbesondere, Harmonie- und 
Konfliktbeziehungen zwischen den Zielen einbeziehen 
und bewerten. 

- Eine dritte Möglichkeit der Zielvorgabe besteht dar­
in, Negativkataloge zu definieren, also auf eine Dar­
stellung von (positiv) zu erreichenden Zielen zu ver­
zichten. Es werden lediglich unerwünschte Zustände 
aufgezählt, die entweder tendenziell durch wirt­
schaftspolitisches Eingreifen zu vermeiden sind oder 
- was eine konkrete Festlegung von Schwellenwerten 
voraussetzt - die bei ihrem Eintritt einen konterka­
rierenden Einsatz regionalpolitischer Instrumente aus­
lösen sollen. 

3. Ausgehend von den Zieldefinitionen, müssen nun 
Entscheidungen über die Art der einzusetzenden Instru­
mente getroffen werden. Für diese Entscheidungen sind 
folgende Gesichtspunkte relevant: 

- Nicht alle theoretisch denkbaren Instrumente sind 
„wählbar" ; der Entscheidungsspielraum ist dadurch 
eingeengt, daß bestimmte Instrumente (z.B. Ansied­
lungsgebote) in einem marktwirtschaftlich organisier­
ten System politisch kaum durchsetzbar sind. 

- Unter den verbleibenden Instrumenten sind diejeni­
gen auszuwählen, die aufgrund von theoretischen 
Vorüberlegungen oder von mehr oder weniger syste­
matisch gewonnenen „Erfahrungen" eine zieladäquate 
Wirkung erwarten lassen. 

- Schließlich muß bei einer rationalen Planung die 
Entscheidung zugunsten derjenigen Instrumente fallen, 
von denen aufgrund von Vorüberlegungen erwartet 
wird, daß mit ihnen die Ziele am „ökonomischsten", 
das heißt mit der günstigsten Kosten-Ertrag-Relation, 
erreicht werden können. Konkret bedeutet dies, daß 
von zwei alternativen Instrumenten, die eine gleiche 
Wirksamkeit erwarten lassen, dasjenige gewählt wird, 
das die geringsten Kosten verursacht. 

Sind so die regionalpolitischen Instrumente ausge­
wählt, müssen ferner Entscheidungen über die räumliche 

3 Vgl. Thormählen, T .: Integrierte regionale Entwicklungspla­
nung. Möglichkeiten und Grenzen. - Göttingen 1973. S. 113 ff. 

Abgrenzung des Mitteleinsatzes und über seine Dosie­
rung getroffen werden. 

Die Auswahl der F ördergebi~te erfolgt im Hinblick 
auf bestimmte Zielkriterien, die von den potentiellen 
Förderregionen mehr oder weniger stark verletzt wer­
den; diejenigen Gebiete werden zu Förderregionen, in 
denen die vorgegebenen Ziele (relativ) am wenigsten er­
füllt sind oder in denen Schwellenwerte eines Negativ­
katalogs unterschritten werden. Hieraus folgt, daß für 
die Auswahl von Fördergebieten nur Ziele relevari't sind, 
die quantifiziert werden können. 

Die Dosierung des Mitteleinsatzes kann grundsätzlich 
nach zwei Gesichtspunkten erfolgen. Steht der Aspekt 
der Bedürftigkeit im Vordergrund, so ist die Verteilung 
so vorzunehmen, daß die Mittelzuweisung nach dem 
Grad der Zielverletzung in den jeweiligen Fördergebie­
ten differenziert wird. Orientiert sich die Mittelvertei­
lung an der Produktivität, so ist der Einsatz der lnstru-_ 
mente in jenen Regionen zu konzentrieren, in denen die 
(relativ) größte Wirksamkeit im Hinblick auf die Ziele 
erwartet wird. 

4. Als zweite Phase läßt sich gedanklich die Durchfüh­
rungsphase abgrenzen, in der die regionalpolitischen In­
strumente gemäß bestimmten Richtlinien eingesetzt, 
Mittel in Anspruch genommen und verwendet werden 
und sich kurz-, mittel- oder langfristige Wirkungen der 
regionalpolitischen Maßnahmen einstellen. 

5. Die Kontrolle als dritte Phase muß in der Praxis ei­
ner rationalen Regionalpolitik in einer dauernden Inter­
aktion mit den beiden ersten Phasen stehen. Schon die 
Durchführung regionalpolitischer Maßnahmen ist kaum 
denkbar ohne eine· laufende kameralistische Kontrolle 
der Mittelverwendung. Noch wesentlicher für den Ab­
lauf des Förderungsprozesses ist die Rückkopplung von 
der Kontrolle zur Planung, es sei denn, es gelänge gleich 
im ersten Anlauf, ausgehend von einem „richtigen", mit 
allgemeinem Konsens entworfenen Zielsystem, ein „opti­
males" Maßnahmenbündel unter vollkommener Voraus­
sicht der eintretenden Wirkungen zu konzipieren. 

Da dies eine Utopie ist, bedarf die Planung einer pe­
riodischen Überprüfung in einem trial-and-error-Pro­
zeß: systematische Rückkopplungen zwischen Kontrolle 
und Planung ermöglichen es, 

- zunächst versuchsweise definierte Ziele zu überprü­
fen und gegebenenfalls zu konkretisieren oder zu ver­
ändern; 

- die Hypothesen, die der Auswahl der Instrumente 
zugrunde lagen, zu testen und begründete Entscheidun­
gen über Änderungen des lnstrumentekatalogs und 
der Dosierung der Instrumente zu treffen; 

- die Auswahl der Fördergebif:te zu überprüfen u. U. 
Gebiete aus der Förderung herauszunehmen; 

-- die Verteilung der Fördermittel auf die einzelnen Re­
gionen aufgrund einer Analyse der Auswirkungen der 
Förderung zu variieren. 
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Schaubild 1 Rückkopplung der verschiedenen Arten .der Erfolgskontrolle zu Durchführung und Planung 

6. Erfolgskontrollen können an verschiedenen Aspek­
ten des regionalpolitischen Förderprozesses anknüpfen; 
je nach Art der Erfolgskontrolle werden unterschiedli­
che Anforderungen an die empirische und theoretische 
Basis gestellt ; je nach Ansatzpunkt der Kontrollen erge­
ben sich auch unterschiedliche Rückkopplungen zur Pla­
nungsphase4. 

Folgende mögliche Arten lassen sich auflisten: 
a) Werden, wie in der deutschen Regionalpolitik, Finan­

zierungshilfen zur Verfügung gestellt, so besteht die 
"anspruchsloseste" Form der Kontrolle darin, den 
Grad der Inanspruchnahme festzustellen, also die ab­
gerufenen den bereitgestellten Mitteln gegenüberzu­
stellen. Diese Kontrolle sagt etwas darüber aus, wie 
die Förderung von den Unternehmern angenommen 
wird; das Ergebnis kann Anlaß geben, die Förder­
richtlinien zu revidieren ( oder die Publizität der 
Maßnahmen zu verbessern). Unter Umständen kann 
auch daran gedacht werden, aufgrund dieser Kon­
trolle die regionale Verteilung der Fördermittel zu 
ändern, doch sollte eine solche Entscheidung nicht 
ohne Analyse der regionalen Zielerfüllungsgrade er­
folgen. 

b) Eine -regionale Zielkontrolle stellt Zielvorgaben, die 
entweder nach einheitlichen Kriterien für alle Regio­
nen oder nach regionsspezifischen Kriterien formu­
liert „ wurden, dem nach Ablauf eines Förderzeit­
raumes erreichten Zustand der Regionen gegenüber. 
Die Zielkontrolle erfordert quantitativ meßbare Zie­
le ; sie kann als Zustandskontrolle erfolgen - die zu 
einem Zeitpunkt erreichte Zielerfüllung wird festge­
stellt - oder als Entwicklungskontrolle - man er-

4 Vgl. hierzu Schaubild 1. 

mittelt den Grad des Abbaus von Zieldefiziten wäh­
rend eines Zeitraums. Anhand einer solchen regiona­
len Zielkontrolle kann nichts über Ursa­
che-Wirkung-Zusammenhänge ausgesagt werden; eine 
Trennung des Effekts der Förderung von der auto­
nomen regionalen Entwicklung ist nicht möglich. 
Dennoch ergeben sich direkte Rückkopplungen zur 
Planung. Die Auswahl der Fördergebiete orientiert 
sich an Zieldefiziten der einzelnen Regionen zu Be­
ginn der Förderung, _ periodische regionale Zielkon­
trollen stellen die Basis für periodische Anpassungen 
der »Fördergebietskulisse" dar. Außerdem ist es 
denkbar, daß Zielkontrollen zu einer Konkretisie­
rung oder Änderung der zunächst .vorgegebenen 
Zieldefinitionen führen können. 

c) Eine Kontrolle des Zielbeitrags der geförderten Betrie­
be stellt Charakteristika der geförderten Betriebe 
fest, die relevant sind in bezug auf die Ziele, die für 
die Gesamtregion gelten. Werden diese Kennziffern 
für alle geförderten Betriebe einer Region aggregiert, 
so sind Tendenzaussagen über den Zielbeitrag der ge­
förderten Betriebe möglich. So würde z. B. eine über 
dem regionalen Durchschnitt liegende Lohn- und 
Gehaltssumme je Arbeitnehmer bei der Summe der 
Förderbetriebe einen positiven Zielbeitrag im Hin­
blick auf das Ziel „Verbesserung des regionalen Ein­
kommensniveaus" signalisieren. Diese Zielkontrolle 
der geförderten Betriebe gibt Hinweise darauf, ob 
die eingesetzten Instrumente zieladäquat sind. Die 
Ergebnisse der Kontrolle können Anlaß zur Über­
prüfung der Förderrichtlinien und der Vergabepraxis 
geben ; besondere Konstellationen wie ein stark nega­
tiver Zielbeitrag der Förderbetriebe bei positiver 
Entwicklung der Gesamtregion oder ein stark positi­
ver Zielbeitrag der Förderbetriebe bei Vergrößerung 
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des Zieldefizits der Gesamtregion können Ausgangs­
punkte für vertiefende regionale Sonderuntersuchun­
gen und/oder Variationen in der regionalen Mittel­
verteilung sein. 

d) In einzelbetrieblichen Erfolgskontrollen können für 
die einzelnen geförderten Betriebe Soll-Daten, die bei 
der Antragsstellung angegeben wurden, den Ist-Da­
ten der betrieblichen Entwicklung während und 
nach der Förderung gegenübergestellt werden. 
Wie die unter c) genannte Kontrolle des aggregierten 
Zielbeitrags der geförderten Betriebe sagt auch diese 
einzelbetriebliche Kontrolle etwas über die richtige 
Auswahl der Förderbetriebe aus. Rückkopplungen 
sind denkbar zur Ausgestaltung der Vergabepraxis 
und der Förderrichtlinien; ferner kann auf einzelbe­
trieblicher Ebene die Erfüllung von Auflagen kon­
trolliert werden. 

e) Eine Gegenüberstellung von regionalem Förderungs­
aufwand und den „Erträgen" in der Gestalt von 
Verbesserungen der regionalen Zielerfüllung ist 
nicht mit den üblichen ökonomischen Kosten­
Ertrag-Rechnungen gleichzusetzen, da keine Auf­
teilung der Verbesserungen auf Entwicklungen, die 
durch regionalpolitische Maßnahmen induziert wur­
den, und „autonome" Entwicklungen versucht wird, 
somit also keine kausale Zurechnung möglich 
ist. Dennoch geben solche Gegenüberstellungen wert­
volle Hinweise, wo die Förderung dadurch auf be­
sondere Schwierigkeiten traf, daß förderungsunab­
hängige Faktoren die Wirkungen des regionalpoliti­
schen Mitteleinsatzes stark behinderten. Insbesonde­
re, wenn zusätzlich Kontrollen des Zielbeitrags der 
geförderten Betriebe gemäß c) und ergänzende Son­
deruntersuchungen durchgeführt werden, kann Ma­
terial für die Entscheidung gewonnen werden, be­
stimmte Regionen aus der weiteren Förderung her­
auszunehmen, da kein ausreichender Erfolg zu er­
warten ist. 

f) Mit Effizienzanalysen sollen Wirkungsparameter re­
gionalpolitischer Instrumente im Hinblick auf die zu 
erreichenden Ziele berechnet werden. Eine solche Zu­
rechnung von Wirkungen zu Instrumenten kann nur 
mit ökonometrischen Zeitreihen- oder Querschnitts­
modellen durchgeführt werden, da nur mit Hilfe sol­
cher Modelle die ceteris-paribus-Klausel berücksich­
tigt, also die Wirkung sonstiger Faktoren ausgeschal­
tet werden kann. Falls mit mehreren regionalpoliti­
schen Instrumenten während des Untersuchungszeit­
raumes gearbeitet wurde, läßt sich die relative Wirk­
samkeit der Instrumente ermitteln; die Rückkopp­
lung der Effizienzkontrolle zur Instrumentenauswahl 
in der Planungsphase ist unmittelbar einleuchtend. 

g) Kosten-Nutzen-Rechnungen im eigentlichen Sinn set­
zen eine eindeutige Zurechnung von Wirkungen zum 
Einsatz von Förderinstrumenten voraus. Zur Zeit 
dürften allerdings die empirischen Voraussetzungen 

für Erfolgskontrollen dieser Art noch fehlen, insbe­
sondere, da nicht nur Primärwirkungen der Förde­
rung, sondern auch Sekundäreffekte (z. B. Multipli­
katoreffekte) berücksichtigt und bewertet werden 
müssen. Wenn solche Rechnungen einmal durchge­
führt werden können, lassen sich Ergebnisse darüber 
gewinnen, in welcher Region die Kosten-Nutzen­
Relationen am günstigsten waren; dies kann zu An­
passungen in der regionalen Mittelverteilung fü!-iren. 

Die folgenden Ausführungen, wie auch das zugrunde 
liegende Gutachten, konzentrieren sich auf Vorschläge 
zum Bereich der regionalen Zielkontrolle und des Ziel­
beitrags der geförderten Betriebe; sie versuchen also ei­
nen Beitrag zur Quantifizierung der regionalen Zieler­
füllungsgrade sowie der generellen Zieladäquani des ein­
gesetzten Instrumentariums zu geben. 

Ausgeklammert bleibt insbesondere der ganze Kom­
plex der Ermittlung von Wirkungsparametern für di~ 
eingesetzten Instrumente, ein Bereich, in dem For­
schungsarbeiten begonnen haben5, die · aber - u. a. wegen 
der großen Komplexität der zu untersuchenden Zusam­
menhänge und des erforderlichen hohen Forschungsauf­
wands - noch nicht zu Vorschlägen zur Institutionali­
sierung im Rahmen des Planungsablaufs der Gemein­
schaftsaufgabe führen konnten. 

A nsätze zur Erfolgskontrolle der Regionalpolitik 
in der BRD 

7. Erfolgskontrollen werden auf offizieller Ebene für 
die Förderungsprogramme der Gemeinschaftsaufgabe 
,, Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" ge­
genwärtig lediglich in ersten Ansätzen durchgeführt. So 
werden im Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft Stati­
stiken über Mittelbereitstellung und Mittelbewilligungen 
aufgrund der Förderanträge geführt, und zwar in regio­
naler und sektoraler Aufgliederung. Damit sind Kontrol­
len des Grades der Inanspruchnahme (Ziff. 6 a) mit den 
oben genannten Rückwirkungen zur Förderungsplanung 
und -durchführung möglich. 

Ferner werden seit der Aufstellung des 4. Rahmen­
plans der Gemeinschaftsaufgabe die Fördergebiete auf 
der Grundlage von Indikatoren abgegrenzt, die aus den 
Zielbereichen der regionalen Wirtschaftspolitik abgelei­
tet sind und erstmals eine bundeseinheitliche, wissen­
schaftlich nachprüfbare Quantifizierung von Zieldefizi­
ten - zumindest im Prinzip - zulassen6• 

Fördergebietsabgrenzung und Erfolgskontrolle (als re­
gionale Zielkontrolle; Ziff. 6 b) müssen in engem Zusam­
menhang gesehen werden. Die Fördergebietsabgrenzung 

5 Für erste Ergebnisse vgl. Thoss, R. (u. a.): Möglidi.ke.iten 
der Beeinflussung des regionalen Einkommensniveaus durch 
regionalpolitisdi.e Instrumente. - Münster/Westf. 1974. 
6 Vgl. hierzu u. a. Mehrländer, H .: Weidi.enstellungen in der 
regionalen Wirtschaftspolitik. In: Wirtschaftsdienst. 55 . Jg. 
(1975) Nr. 1, S. 31-35. 
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erfolgt im Hinblick auf bestimmte Zielkriterien, die von 
den potentiellen Förderregionen mehr oder weniger 
stark verletzt werden; diejenigen Gebiete werden zu 
Förderregionen, in denen die vorgegebenen Ziele (rela­
tiv) am wenigsten erfüllt sind. 

Regionale Zielkontrollen haben die Funktion, den 
Einsatz der regionalpolitischen Mittel in die "förderbe­
dürftigen" Regionen zu lenken. Sie sollen anzeigen, 
wann sich geförderte Regionen im Zeitablauf aufgrund 
der Förderung (wie auch u. U. aufgrund autonomer 
Vorgänge) so weit den Zielen angenähert haben, daß die 
Förderung eingestellt werden kann. Für nicht geförderte 
Regionen kann die periodische Zielkontrolle ein Zurück­
bleiben anzeigen, das zur Aufnahme in den Kreis der 
Förderregionen führt. Damit können Indikatoren zur 
Fördergebietsabgrenzung gleichzeitig Basis einer regiona­
len Zielkontrolle als Bestandteil eines Erfolgskontrollsy­
stems werden. Allerdings erscheint es sinnvoll, diese In­
dikatoren in ihrem formalen Aufbau und in ihrem ma­
teriellen Inhalt weiterzuentwickeln7 • 

8. Indikatoren, die zu periodischer Erfolgskontrolle 
regionalpolitischer Maßnahmen verwendet werden, müs­
sen eine Reihe von Anforderungen erfüllen. Diese Anfor­
derungen gelten wegen der Rückkopplung zwischen 
Kontrolle und Planung gleichermaßen für die Größen, 
die in der Planungsphase zur Abgrenzung der Förderge­
biete benutzt werden. Folgende Kriterien lassen sich 
nennen, die für die Aussagekraft von Erfolgsindikatoren 
und ihre Verwendbarkeit in periodischen Erfolgskon­
trollsystemen relevant sind: 

Die Indikatoren sollen möglichst genau und mög­
lichst erschöpfend den Zielen entsprechen, die durch 
sie gemessen werden sollen. Durch den Übergang von 
den meist nicht direkt quantitativ formulierten Zielen 
auf die Indikatoren soll weder ein großer Inhaltsver­
lust noch eine Verzerrung der Aussage eintreten (Kri­
terium der Validität). 

- Die Indikatoren . sollen verläßlich sein, das heißt, eine 
vergleichbare Beurteilung von Zielerreichungsgraden 
auch unter wechselnden Randbedingungen ermögli­
chen. 

- Die Indikatoren sollen aussagescharf sein, also die 
Regionen, die hinsichtlich ihrer Zielerfüllung unter­
sucht werden, hinreichend deutlich voneinander un­
terscheiden. Dies ist teilweise eine Frage der statisti­
schen . Feststellbarkeit und der Skalierung (siehe un­
ten). 

- Die Indikatoren müssen statistisch feststellbar sein. 
Hier ist die Forderung zu stellen, daß das Basismate­
rial für die Indikatoren nicht nur im statistischen 
Programm der amtlichen Statistik enthalten oder 
durch Sondererhebungen erfaßbar sein soll, sondern 
daß es auch aus Erhebungen mit geringer Fehlermarge 
stammt. Ferner ist in diesem Zusammenhang die Ak-

7 Vgl. hierzu Ziff. 9 ff. 

tualität der Erhebung relevant: es werden Daten be­
nötigt, die zum Kontrollzeitpunkt noch nicht veraltet 
sind. 

- Die Indikatoren sollen kostengünstig zu ermitteln 
sein. Dies bedeutet nicht nur, daß bei zwei Indikato­
ren mit ähnlicher Aussagekraft die Wahl auf die einfa­
cher zu berechnende Kennziffer fallen sollte, sondern 
auch, daß der Ausdifferenzierung des Indikatorensy­
stems Grenzen gesetzt sind. Von einem bestimmten 
Differenzierungsgrad an (der allerdings kaum eindeu­
tig festzustellen ist) wird der Informationsgewinn 
durch weitere Auffächerung so gering sein, daß er sich 
aus Kostengründen nicht mehr rechtfertigen läßt. 

- Das lndikatorensystem soll für den Praktiker, der es 
anwendet, verständlich sein. Auch aus diesem Krite­
rium kann ein Argument dafür hergeleitet werden, 
das Indikatorensystem nicht zu stark aufzufächern: es 
ist dann nicht mehr leicht überschaubar. Andererseits 
spricht dieses Kriterium aber auch gegen die aus­
schließliche Verwendung hochaggregierter Gesamtin­
dikatoren: Notwendigkeit (und Möglichkeiten) von 
Eingriffen, die sich nur auf einzelne Zielbereiche be­
ziehen, werden bei Gesamtindikatoren leicht verdeckt. 

9. Die gegenwärtig zur Fördergebietsabgrenzung ver-
wendeten Indikatoren sind als Ausgangspunkt von 
Überlegungen zu einem Erfolgskontrollsystem der Ge­
meinschaftsaufgabe brauchbar; allerdings bedürfen sie 
im Hinblick auf die oben formulierten Anforderungen 
der Weiterentwicklung und Ergänzung. 

Zur Auswahl der Fördergebiete werden drei Indika­
toren berechnet: 

- ein Arbeitskraftreservequotient, der sich aus Progno­
sen des regionalen Arbeitsplatzangebots und der regio­
nalen Arbeitsplatznachfrage ergibt. Zum Ausgleich 
der unterschiedlichen Größe der Regionen wird das 
prognostizierte Arbeitsplatzdefizit auf die prognosti­
zierte Arbeitsplatznachfrage bezogen - dieser Indika­
tor soll die „strukturelle Gefährdung" regionaler Ar­
beitsmärkte anzeigens; 

- ein Einkommensindikator, der den Einkommensrück­
stand potentieller Förderregionen anzeigt; hierzu wird 
der jeweils ungünstigste Wert der Meßziffern Brut­
toinlandsprodukt je Kopf der Wirtschaftsbevölkerung, 
Bruttoinlandsprodukt je Beschäftigten und Lohn- und 
Gehaltssumme je Arbeitnehmer verwandt9 ; 

- ein Indikator für die physische Ausstattung der Re­
gionen mit Infrastruktur, der aus einem ungewogenen 
Mittelwert von Einzelindikatoren für die Bereiche 
Straßen, Eisenbahnen, Elektrizitätsversorgung, Gasver-

8 Vgl. Langkau, ].; P. Thelen; J. Vesper: Regionale Arbeits­
marktbilanzen zur Neuabgrenzung der Fördergebiete in der 
Bundesrepublik Deutschland. - Bonn 1975. 
9 Vgl. Thoss, R.; M. Strumann; H. M. Bölting: Zur Eignung 
des Einkommensniveaus als Zielindikator der regionalen Wirt-
schaftspolitik. - Münster/Westf. 1974. . 
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sorgung, Ausbildungswesen, Gesundheitswesen und 
Wohnungsversorgung besteht10. 

Aus den drei genannten Indikatoren wird über Rang­
ziffernaddition ein Gesamtindikator gebildet, die Rang­
ziffern erhalten dabei die Gewichtung 1 (Arbeitskräfte­
reservequotient), 1 (Einkommensindikator) und 0,5 (ln­
frastrukturindikator). 

Eine formale Schwäche dieses Vorgehens besteht dar­
in, daß die Einzelindikatoren zwar kardinal gemessen 
werden (unterschiedliche Intensitäten in der Zielerfül­
lung sind erkennbar), dann aber durch die Zusammen­
fassung zu Gesamtindikatoren über eine Rangziffernad­
dition auf eine Ordinalskala übergegangen wird. Der Ge­
samtindikator gibt nur noch ,eine Rangfolge der Regio­
nen an; der Informationsverlust besteht darin, daß un­
terschiedliche Intensitäten der Zielerfüllung zwischen je­
weils zwei Rangnummern immer auf ein gleiches Maß 
eingeebnet werden. Damit wird das Erfordernis der Aus­
sageschärfe verletzt ; insbesondere ist es nicht möglich, 
bei periodischen Kontrollen mit Hilfe des Gesamtindika­
tors eine Verbesserung der Zielerfüllung festzustellen 
(eine Rangfolge gibt es immer). 

Die formale Weiterentwicklung der zur Zeit benutz­
ten Indikatoren muß davon ausgehen, daß eine Zusam­
menfassung zu kardinal skalierten Gesamtindikatoren 
zumindest eine Normierung der Einzelindikatoren vor­
aussetzt, z. B., indem alle Indikatoren als Abweichungen 
von einem gesamträumlichen Durchschnitt definiert 
werden 11. 

Allerdings reicht in der Regel bei Indikatoren, die 
sachlich aus verschiedenen Bereichen stammen, eine 
Normierung nicht aus. Wenn bei zwei Kennziffern A 
und B die zusammengefaßt werden sollen, die Kennzif­
fer A' stärkere regionale · Abweichungen vom gesamt­
räumlichen Durchschnitt aufweist als Kennziffer B, so 
erhält der Indikator A bei der Aggregation implizit ein 
größeres Gewicht als der Indikator B. ~a damit ei~ ~n­
kontrollierbarer Faktor in die Gewichtung hmem­
kommt, muß der Effekt der unterschiedlichen Streuung 
aus den Indikatoren eliminiert werden. Dies wird durch 
eine Standardisierung erreicht: die Kennziffern werden 
nicht nur auf ihren gesamträumlichen Mittelwert bezo­
gen (normiert), sondern zusätzlich werden die Abwei­
chungen vom Mittelwert in Vielfachen der Standarda~­
weichung der jeweiligen Indikatoren ausgedrückt. Dan:1t 
haben die standardisierten Werte der einzelnen Kennzif­
fern eine gleiche Streuung um den Mittelwert12, 

10 Vgl. Biehl, D. (u. a.): Die Infrastrukturaus~tattung der 
Arbeitsmarktregionen (AMR) der Bundesrepublik Deutsch­
land. - Kiel 1974. 
11 Der Arbeitskräftequotient entspricht dieser Anforderung 
bisher noch nicht. 
12 Wird auf einen gesamträu1!1liche!1 Mim:lwert . = .. 1~0 
standardisiert so läßt sich allerdings eme gewisse W1llkur m 
der Skalentr~nsformation nicht vermeiden, etwa wenn _dem 
Wert 120 eine Abweichung von 1 • CJ nach oben vom Mittel­
wert und dem Wert von 80 eine Abweichung von 1 • CJ nach 
unten zugeordnet wird. Vgl. Wulf, J.; H. d'Orville, a. a. 0 ., 
s. 19 ff. 

Aber auch in inhaltlicher Hinsicht scheint eine Wei­
terentwicklung des Indikatorensystems sinnvoll. Das 
Kriterium der Validität fordert, daß die Indikatoren 
dem zugrunde liegenden Zielsystem möglichst genau ent­
sprechen. Die Ziele der Gemeinschaftsaufgabe können 
nicht allein aus dem Gesetz abgeleitet werden, mit dem 
sie eingeführt wurde13• Da dort nur global die „Verbes­
serung der Wirtschaftsstruktur" gefordert wird, ist es 
notwendig, aus anderen Quellen eine inhaltliche K,onkre­
tisierung dieser Zielsetzung abzuleiten. 

Das Ergebnis einer Zielanalyse der bundesdeutschen 
regionalen Wirtschaftspolitik ist in Schaubild 2_ darge­
stellt14• Diese Graphik konzentriert sich in der Ebene 
der Unterziele auf Zielbereiche, die insbesondere für die 
Gemeinschaftsaufgabe relevant sind. 

Der untersten Zielebene sind auf der Indikatorenebene 
mögliche Operationalisierungen gegenübergestellt. Sie 
enthalten die für die Neuabgrenzung der Fördergebiete 
im 4. Rahmenplan verwendeten Kennziffern, gehen aber 
darüber hinaus, indem weitere Indikatoren vorgeschla­
gen werden15. 

Solche Erweiterungen des Indikatorenkatalogs erschei­
nen sinnvoll, weil die Zielanalyse ergibt, daß Teilziele, 
die sich auf qualitative Aspekte der Arbeitsmarktent­
wicklung und der Wirtschaftsstruktur beziehen, eine 
große Bedeutung besitzen. Zwar werden auch im bishe­
rigen Indikatorenkatalog Qualitätsgesichtspunkte - zu­
mindest implizit - mitberücksichtigt . So gibt die Be­
rechnung von Arbeitsplatzreservequotienten Auskunft 
zum Qualitätsmerkmal „Sicherheit des Arbeitsplatzes" 
im Sinne einer (relativen) Sicherheit vor Unterbeschäfti­
gung oder erzwungener Mobilität durch den absehbaren 
sektoralen Strukturwandel der Wirtschaft. Das Einkom­
menskriterium macht Aussagen über die Möglichkeit, 
ein überdurchschnittliches Einkommen zu erzielen, im­
plizit erfaßt es auch den Aspekt der Qualifikationsstruk­
tur der Arbeitsplätze, da der Anteil von Arbeitsplätzen 
höherer Qualifikation in einer Region das Einkommens­
niveau mitbestimmt (es ist allerdings nicht alleiniger Be­
stimmungsfaktor der Einkommenshöhe). 

Eine gesonderte Operationalisierung wichtiger Quali­
tätsaspekte in zusätzlichen Indikatoren für die regionale 
Zielkontrolle sollte dennoch mittelfristig angestrebt 
werden. Nur bei expliziter Berücksichtigung qualitativer 
Zielkriterien können durch die Makro-Zielkontrolle 
Orientierungshilfen für die Förderung gegeben werden, 
die über die pauschale Anweisung „Förderung der Er­
richtung neuer bzw. der Erhaltung gefährdeter Arbeits­
plätze" hinausgehen und Hinweise für eine differenzier­
tere Steuerung der Mittelvergabe enthalten. 

13 Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" vom 6.10.1969. BGBI. I, 
s. 1861 f . 
14 Die Zielanalyse wurde von H. d'Orville durchgeführt, 
der auch das Schaubild entwarf; vgl. Wulf, J.; H. d'Orville, 
a. a. 0 ., S. 44 ff. 
15 Vgl. hierzu Ziff. 10 ff. 
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Vorschläge zur Weiterentwicklung des Indikatoren­
katalogs 

10. Es erscheint sinnvoll, qualitative Zielbereiche 
durch drei zusätzliche Indikatoren zu operationalisieren: 

die Qualifikationsstruktur der Arbeitsplätze, 
die Diversifizierung der Sektorenstruktur, 
die Konjunkturanfälligkeit der Arbeitsplätze. 

Als weitere Kennziffer wird ein Wanderungsindikator 
vorgeschlagen. 

Ober eine Verbesserung der Qualifikationsstruktur der 
Arbeitsplätze wird erstens ein Beitrag zum Abbau eines 
eventuellen Einkommensrückstands geleistet. Neben der 
Qualifikationsstruktur gehen noch andere Faktoren in 
das regionale Einkommensniveau ein: sektorspezifische 
Einkommensunterschiede, lohnformenspezifische Unter­
schiede, Unterschiede in den geleisteten Arbeitszeiten 
und Divergenzen, die auf spezifische regionale Markt­
verhältnisse zurückzuführen sind (unterschiedliche Ta­
riflohnsätze und unterschiedliche regionale Lohndrift). 
Die wichtigste strategische Komponente, über die die 
Regionalpolitik einwirken kann, dürfte jedoch die Qua­
lifikationsstruktur sein. 

Darüber hinaus gibt die Qualifikationsstruktur Hin­
weise zur Sicherheit der Arbeitsplätze. Höher qualifi­
zierte Arbeitsplätze sind in Krisensituationen weniger 

stark gefährdet, außerdem eröffnen höhere Qualifikatio­
nen - von der Seite der Arbeitskräfte her betrachtet -
die Chance bei eventuellem Verlust eines Arbeitsplatzes 
schneller eine neue Beschäftigung zu finden. 

Als Indikator für die Qualifikationsstruktur kann, 
analog einem Vorschlag des Instituts für Arbeitsmarkt­
und Berufsforschung zur Erfolgskontrolle16, der regio­
nale Anteil der Facharbeiter und Angestellten an den 
abhängigen Beschäftigten verwendet werden. Zur Zeit 
steht abgesehen von Großzählungsergebnissen, die 
eine Neuberechnung in kürzeren Zeitabständen nicht 
zulassen - als statistische Quelle für diese Berechnung 
nur die Industrieberichterstattung zur Verfügung17• Der 
Indikator müßte sich also zunächst auf den Bereich der 
Industrie beschränken. Bei Vorliegen der neuen Beschäf­
tigten- und Entgeltstatistik kann die Berechnung auf die 
Gesamtwirtschaft umgestellt werden. Es bietet sich dann 
auch die Möglichkeit, die Qualifikationsmerkmale zu 
differenzieren. 

11. Diversifizierung der sektoralen Wirtschaftsstruktur 
bedeutet Abbau bzw. Vermeidung "regionaler Monokul-

16 Köhler, H.; L. Reyher: Zu den Auswirkungen von Förde­
rungsmaßnahmen auf regionale . Arbeitsmärkte. In: Mitteilun­
gen aus der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung. 8. Jg. 
(1975). 
17 Sondererhebungen der Industrieberichterstattung, jedes 
2. Jahr, zuletzt September 197 4. 
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turen". Wenn sich die Beschäftigung einer Arbeitsmarkt­
region in einer oder wenigen Branchen konzentriert, so 
ist in sektoralen Kriesen, die ein Arbeitsmarkt mit diver­
sifizierter Wirtschaftsstruktur vielfach „intern" bewälti­
gen kann, die Ausweichmöglichkeit für Arbeitskräfte 
sehr begrenzt: eine sektorale Rezession wird dann zur 
regionalen Krise. Außerdem bietet eine wenig diversifi­
zierte Wirtschaftsstruktur nachwachsenden Arbeitskräf­
ten nur eine beschränkte Palette von Beschäftigungs­
möglichkeiten, was die Wahrscheinlichkeit regionalpoli­
tisch unerwünschter Wanderungen vergrößert. 

Als Indikator für die Diversifizierung der Branchen­
struktur könnte ein regionaler Spezialisierungskoeffi­
zient berechnet werden. Dieser Koeffizient mißt den 
Grad, in dem die regionafe Branchengliederung (nach 
Beschäftigtenanteilen) von der bundesdurchschnittlichen 
Branchengliederung abweicht. Er ist definiert als die 
Summe der positiven ( = negativen) Abweichungen der 
Beschäftigtenanteile (als Prozentpunkte) der Arbeits­
marktregionen von den Anteilen im Bund, dividiert 
durch 100 (vgl. das folgende Beispiel). 

Arbeitsmarktregion (A) 

Bundesrepublik (B) 

Differenz (A- B) 

Summe der positiven 
oder negativen 
Abweichungen 

Spezialisierungs-
koef fizien t 

1 

50 

33 

+17 

Beschäftigten an teil 
(in v. H.) 

im Wirtschaftsbereich 

1 2 1 3 

23 27 

48 19 

-25 +8 

25 

0,25 

Der Koeffizient liegt zwischen 0 und 1; er ist um so 
höher, je stärker die Beschäftigung in einer oder mehre­
ren Branchen konzentriert ist. 

Datenmaterial für die Berechnung dieses Indikators 
kann für die Zeiträume zwischen den Großzählungen 
zur Zeit nur die Industrieberichterstattung liefern. Dies 
würde eine Branchengliederung nach 31 Industriegrup­
pen erlauben. Bei Vorliegen der neuen Beschäftigungssta­
tistik kann auch für diesen Indikator die sektorale Dek­
kung verbessert werden. 

12. Die Bedeutung der Konjunkturanfälligkeit der Ar­
beitsplätze für die Qualität regionaler Arbeitsmärkte 
ausführlich zu begründen, erübrigt sich an dieser Stelle. 
Für diesen Bereich können zwei Unterindikatoren gebil­
det werden: 

- Kennziffer zur aktuellen regionalen Arbeitslosigkeit 
(jahresdurchschnittliche Arbeitslosenquote); 

- Kennziffer zur konjunkturellen Gefährdung der re­
gionalen Branchenstruktur. 

Bevor Unterlagen aus der neuen Beschäftigtenstatistik 
zur Verfügung stehen, wird die Berechnung regionaler 
Arbeitslosenquoten für die Arbeitsmarktregionen der Ge­
meinschaftsaufgabe durch Unzulänglichkeiten des Da­
tenmaterials erschwert. Umschätzungen der Arbeitslo­
senzahlen von einer Gliederung nach Arbeitsamtsbezir­
ken auf Kreise würden entfallen, wenn aus der geplanten 
Beschäftigtenstatistik Daten über Erwerbstätige wie über 
Arbeitslose auf Kreisebene vorliegen. 

Kennzeichnend für die Konjunkturanfälligkei.t ist je­
doch nicht nur die aktuelle Arbeitslosigkeit, sondern zu­
sätzlich die - je nach Art der Branchenstruktur unter­
schiedliche - konjunkturelle Gefährdung. Auch wenn 
im Kontrollzeitpunkt weitgehende Vollbesc'häftigung 
herrscht, da dieser Zeitpunkt in ein „Konjunkturhoch" 
fällt, kann eine konjunkturelle Gefährdung der Arbeits-­
plätze vorliegen, wenn in der betrachteten Region Wirt­
schaftszweige vorherrschen, von denen zu erwarten ist, 
daß sie im Abschwung überdurchschnittlich viele Ar­
beitskräfte freisetzen. 

Ein Indikator, der sich auf diesen Aspekt bezieht, 
muß an den je nach Branche unterschiedlichen Be­
schäftigungsschwankungen der Vergangenheit anknüp­
fen. Ideal wäre eine Einschätzung der konjunkturellen 
Gefährdung der einzelnen Branchen anhand von bran­
chenspezifischen Arbeitslosenquoten an konjunkturellen 
Tiefpunkten. Eine solche Aufgliederung existiert jedoch 
nicht und ist auch nicht geplant. Als Behelf kann auf die 
Beschäftigtenrückgänge der industriellen Wirtschafts­
gruppen im jeweils letzten Konjunkturzyklus zurückge­
griffen werden, die der Industrieberichterstattung zu 
entnehmen sind. 

Zwei verschiedene Vorgehensweisen sind denkbar. Ba­
sismaterial sind jeweils die monatlichen Beschäftigten­
zahlen der Industrieberichterstattung für den Gesamt­
raum (Bundesrepubik): 

- Es wird je Branche für den jeweils letzten Zyklus die 
höchste und die niedrigste monatliche Beschäftigten­
zahl (Konjunktur-Hoch und darauf folgendes Kon­
junktur-Tief) festgestellt und der relative Beschäfti­
gungsrückgang zwischen Hoch- und Tiefpunkt be­
rechnet. Wie Proberechnungen zeigten, ist dieses Vor­
gehen unzweckmäßig, da die so gewonnenen Werte 
durch den je nach Branche unterschiedlich steigenden 
oder fallenden mittelfristigen Trend der Beschäftigten­
zahlen stark beeinflußt werden. Dieser Trend wird im 
Indikator „Arbeitsplatzdefizit" mitberücksichtigt; für 
die Konjunkturkennziffer ist er auszuschalten. 

- Die methodisch bessere Vorgehensweise besteht dar­
in, zunächst den mittelfristigen Trend in den gesamt­
räumlichen Beschäftigtenzahlen der einzelnen Bran­
chen zu berechnen und die relativen Beschäftigungs­
rückgänge zwischen Hoch- und Tiefpunkt der Kon­
junktur aus den trendbereinigten Reihen, also den 
Abweichungen der ursprünglichen Werte vom Trend, 



1976 Hefts W ulf: Erfolgskontrollen für die regionale Würtsmaftspolitik 195 

.. zu ermitteln18. Diese Berechnungen erfordern einigen 
• Aufwand, da insbesondere einiges „Experimentieren" 
notwendig ist, um ~ine zweckmäßige Länge der „Stütz- , 
periode" herauszufinden. Sie konnten daher nicht mehr 
im Rahmen des mehr methodisch orientierten Gut­
achtens durchgeführt werden. 

Sind so die relativen Beschäftigtenrückgänge (Beschäf­
tigtenrückgang, bezogen auf die Beschäftigtenzahl im 
Konjunktur-Hoch) je Branche im Bundesdurchschnitt 
berechnet, so können „Konjunkturgewichte" der einzel­
nen Wirtschaftszweige ermittelt werden. 

Zu diesem Zweck können mit (noch zu ermittelnden) 
Schwellenwerten den Branchen nach dem Grad ihrer 
bundesdurchschnittlichen Gefährdung Gewichte zuge­
teilt werden: 

Stark überdurchschnittliche Gefährdung 
überdurchschnittliche Gefährdung 
Durchschnittliche Gefährdung 
Unterdurchschnittliche Gefährdung 
Stark unterdurchschnittliche Gefährdung 

5 
4 
3 
2 
1 

Zur Berechnung des Indikators werden nun die regio­
nalen Beschäftigtenanteile der industriellen Sektoren mit 
den jeweiligen „Konjunkturgewichten" der Branchen 
multipliziert und addiert. Der so gewonnene Wert wird 
dividiert durch die Summe der bundesdurchschnittli­
chen, mit den jeweiligen „Konjunkturgewichten" multi­
plizierten sektoralen Beschäftigtenanteile. 

Ein Indikatorwert über 1 zeigt eine über dem Bundes­
durchschnitt liegende konjunkturelle Gefährdung der in­
dustriellen Arbeitsplätze in der Region an. 

13. Als letzter Indikator für die regionale Zielkontrol­
le wird eine Kennziffer vorgeschlagen, die auf die W an­
derungssalden abstellt. Nettoabwanderungen aus „struk­
turschwachen" Gebieten sind ein Indiz dafür, daß Ar­
beitsmarktstörungen nicht intern bewältigt werden kön­
nen; sie zeigen pauschal eine mangelnde Attraktivität 
der betroffenen Region an. Wanderungsverluste sind für 
die Kategorie der strukturschwachen und -gefährdeten 
Gebiete regionalpolitisch unerwünscht; da meist jüngere 
und höher qualifizierte Arbeitskräfte abwandern, wird 
durch sie das Arbeitskräftepotential qualitativ tenden­
ziell versc4lechtert. 

Nicht alle negativen Wanderungssalden sind regional­
politisch unerwünscht: Abwanderungen aus Agglomera­
tionsgebieten fördern das Ziel der Entballung. Bei der 
Berechnung des Wanderungsindikators sollen daher die 
Ballungsgebiete mit einer Bevölkerungsdichte von mehr 
als 1 000 Einwohner/qkm herausgelassen werden. Ferner 
ist es sinnvoll, die Kennziffern auf die Wanderungssal­
den der inländischen Wohnbevölkerung abzustellen. 

Zur Berechnung des Indikators wird für jede Arbeits­
marktre~ion der relative W anderungssaldo bestimmt: 

18 Daß die saisonalen Einflüsse die Ergebnisse mit beeinflus­
sen, ist beabsichtigt, da auch Saisonschwankungen der Be­
schäftigtenzahlen die Stabilität der Arbeitsplätze beeinträchti­
gen. 

Nettozuwanderungen ( +) bzw. Nettoabwanderungen 
(-) von Inländern, bezogen auf die inländische Wohn­
bevölkerung der Arbeitsmarktregionen. Das statistische 
Material für den Wanderungsindikator steht aus • den 
Unterlagen der Bevölkerungsfortschreibung zur Verfü­
gung. 

14. Die bisher schon benutzten Indikatoren für 

- Arbeitsplatzdefizit 
- Einkommensrückstand 
- Infrastrukturausstattung 

können in ein System der periodischen regionalen 
Zielkontrolle übernommen werden. Da das Bruttoin­
landsprodukt auf Kreisebene nur in mehrjährigem Ab­
stand von den statistischen Landesämtern geschätzt wird 
und die Aktualität dieser Daten (Zeitraum zwischen 
Datenstand und Veröffentlichung) ca. 3 Jahre beträgt, 
empfiehlt es sich allerdings, für eine periodische Erfolgs­
kontrolle den Einkommensindikator auf der Basis der 
Lohn- und Gehaltssumme je Beschäftgten zu berech­
nen19• 

Außerdem sollten Berechnungsmodus und Komponen­
ten des Infrastrukturindikators teilweise geändert wer­
den. Es wird vorgeschlagen20, 

- die Bereiche, die in den Indikator eingehen, stärker 
mit den Maßnahmen abzustimmen, die im Rahmen 
der Gemeinschaftsaufgabe getroffen werden kön­
nen; 

- den doppelten Bezug der Teilindikatoren (auf Fläche 
und Bevölkerung) aufzugeben; 
die Teilindikatoren vor der Zusammenfassung zu ei­
nem Gesamtindikator zu standardisieren. 

15. Eine Überprüfung, in wieweit Struktur und Ent­
wicklung der geförderten Betriebe einen Beitrag zur Er­
füllung der regionalen Ziele leisten, findet zur Zeit noch 
nicht statt. Gegenwärtig stehen für die Analyse der ge­
förderten Betriebe nur die Daten aus den Antragsformu­
laren und die Angaben über die laufende Mittelvergabe 
zur Verfügung. Eine periodische Kontrolle der Entwick­
lung der geförderten Betriebe, insbesondere eine Persi­
stenzkontrolle, findet nicht statt. 

Es erscheint als eine der dringlichsten Aufgaben im 
Rahmen der Konstruktion eines Systems der Erfolgs­
kontrolle, die Erfassung von Daten der geförderten Be­
triebe so auszubauen, daß 

- zur Beurteilung des Zielbeitrags notwendige Merk­
male erhoben werden; 

- die Beobachtung der Förderbetriebe auf einen länge­
ren Zeitraum ausgedehnt wird. 
Eine Abschätzung des Zielbeitrags der geförderten Be­

triebe ist nur möglich, wenn die Kennziffern direkt auf 

19 Dies ist für den Zeitraum zwischen den Arbeitsstätten­
zählungen zunächst nur für den industriellen Bereich möglich. 
Mit Daten aus der geplanten Beschäftigtenstatistik kann die 
sektorale Abdeckung verbessert werden. 
20 Vgl. hierzu Wulf, J. ; H. d'Orville, a. a. 0., S. 80 ff. 
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entsprechende regionale Zielindikatoren bezogen werden 
können. Es werden folgende Kennziffern21 vorgeschla­
gen: 

- Kennziffer der Wachstumsintensität der geförderten 
Betriebe (zu beziehen auf das Arbeitsplatzkriterium 
der regionalen Zielkontrolle), 

- Kennziffer des Einkommensbeitrags der geförderten 
Betriebe (zu beziehen auf das Einkommenskriterium 
der regionalen Zielkontrolle), 
Kennziffer der Qualifikationsstruktur der geförder­
ten Betriebe (zu beziehen auf den Teilindikator „Qua­
lifikationsstruktur der Arbeitsplätze" der regionalen 
Zielkontrolle), 

- Kennziffer der Konjunkturabhängigkeit der geför­
derten Betriebe (zu beziehen auf den Teilindikator 
,,Konjunkturelle Gefährdung" der regionalen Zielkon­
trolle). 

Die Kennziffern sollen jeweils für die Gesamtheit der 
während eines Zeitraums in einer Region geförderten 
Betriebe berechnet werden, nicht also für einzelne Be­
triebe. 

16. Die Wachstumsintensität der geförderten Betriebe 
soll als „potentielles Wachstum" am Strukturfaktor · der 
während eines bestimmten Zeitraums in einer Region 
mit Mitteln der Gemeinschaftsaufgabe geförderten Be­
triebe gemessen werden. Der Strukturfaktor gibt an, mit 
welcher Wachstumsrate sich die Betriebe entwickeln 
würden, wenn sich ihre Arbeitsplatzzahl mit der bun­
desdurchschnittlichen branchenspezifischen Rate verän­
dern würde, die für die Zukunft erwartet wird. Als pro­
gnostizierte Wachstumsrate sollte die Rate vorgegeben 
werden, die auch der Schätzung der Arbeitsplatzreserve­
quotienten zugrunde liegt. Der Strukturfaktor kann als 
gewogener Mittelwert der prognostizierten bundes­
durchschnittlichen Branchenwachstumsraten berechnet 
werden, wobei die Anteile der Branchen an den Arbeits­
plätzen der in der jeweiligen Region geförderten Betrie­
be als Gewichte dienen. 

Der Strukturfaktor der geförderten Betriebe kann auf 
den Strukturfaktor aller (industriellen) Betriebe in der 
jeweiligen Region bezogen werden; so ist festzustellen, 
ob die geförderten Betriebe dazu beitragen, die Indu­
striestruktur hinsichtlich der Wachstumsintensität zu ver­
bessern22 . 

Aus der Zahl der geförderten Arbeitsplätze und dem 
Strukturfaktor der geförderten Betriebe kann der Beitrag 
der geförderten Betriebe zum Abbau des Arbeitsplatzde­
fizits abgeschätzt werden. 

21 J?ie hier vorgeschlagenen Kennziffern sind eine Weiter­
entwicklung der vom Institut für Arbeitsmarkt- und Berufs­
fo~schung benutzten Indikatoren zur Erfolgskontrolle, vgl. 
Kohler, H.; L. Reyher, a. a. 0. 
22 Da ein~el1:1e Betriebe auch in stagnierenden Branchen 
h?he Bes~~aft1gtenwachstumsraten aufweisen können, sind 
hierzu naturhch nur Tendenzaussagen möglich. 

Der Einkommensbeitrag der geförderten Betriebe kann 
durch die Lohn- und Gehaltssumme je Arbeitsplatz in 
den geförderten Betrieben, bezogen auf die durch­
schnittliche Lohn- und Gehaltssumme je industriellen 
Arbeitsplatz in der jeweiligen Region, gemessen wer­
den28• Kennziffern über 1 zeigen einen positiven Bei­
trag an. 

Die Kennziffer zur Qualifikationsstruktur der Arbeits­
plätze in geförderten Betrieben kann analog der .!!ntspre­
chenden Kennziffer der makroökonomischen Zielkon­
trolle konstruiert werden als Anteil der Facharbeiter 
und Angestellten an den abhängig Beschäftigten in den 
geförderten Betrieben, bezogen auf den entsprechenden 
Anteil an den Industriebeschäftigten in der Region. 
Auch hier zeigen Indikatorwerte über 1 einen positiven 
Beitrag der geförderten Betriebe zum regionalen Ziel der 
Verbesserung der Qualifikationsstruktur an. 

Der Indikator zur konjunkturellen Gefährdung der g~­
förderten Betriebe kann ebenfalls analog dem entspre­
chenden Teilindikator der makroökonomischen Zielkon­
trolle berechnet werden: die Besch~ftigungsanteile der 
einzelnen Branchen bei den geförderten Betrieben sind 
mit dem jeweiligen „Konjunkturgewicht" der Branchen 
zu gewichten und zu addieren. Diese Meßzahl wird auf 
die entsprechende Meßzahl für den gesamten industriel­
len Sektor der Region bezogen; liegt der so berechnete 
Indikator über 1, so leisten die geförderten Betriebe ei­
nen Beitrag zum Abbau der regionalen Konjunkturanfäl­
ligkeit24• 

17. Die vorgeschlagenen Kennziffern zur betrieblichen 
Erfolgskontrolle beziehen sich auf die gesamten Arbeits­
plätze in geförderten Betrieben, bei Betriebserweiterun­
gen und Umstellungen also nicht nur auf die neu ge­
schaffenen oder umgestellten Arbeitsplätze. Der Grund 
hierfür liegt erstens darin, daß bei der angestrebten lau­
fenden Kontrolle der Entwicklung gefördeter Betriebe 
eine Ausgliederung von Betriebsteilen kaum möglich ist, 
die durch Erweiterung hinzugekommen sind oder umge­
stellt wurden. Zweitens geben Finanzhilfen für Erweite­
rung oder Umstellung dem Gesamtbetrieb Entwicklungs­
impulse, die für die Erfolgskontrolle relevant sind. 

Für Spezialanalysen sind zwei weitere Aspekte rele­
vant: 

- der Betriebstyp (Neuerrichtung/Verlagerung; Haupt­
werk/Zweigniederlassung), 

- die längerfristige Persistenz. 

Informationen über den Betriebstyp geben im Zusam­
menhang mit den anderen zu erhebenden Merkmalen 
Anhaltspunkt~ zur Beurteilung des (vermuteten) unter­
schiedlichen Zielbeitrags verschiedener Betriebstypen 

23 Sekundäreffekte (die aus der Einkommensverwendung 
entstehen) werden damit vernachlässigt. 
2_~ Wie bei d_er K1:nnziffer zur Wachstumsintensität der ge­
forderten Betriebe smd auch hier nur allgemeine Tendenzaus­
sagen möglich. 
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und damit für Rückkopplungen zum Fördermittelein­
satz. 

Die Bedeutung von - bisher nur über punktuelle 
Sondererhebungen verfügbaren - Informationen über 
die Persistenz geförderter Betriebe ist offensichtlich. 

Zur Bereitstellung der für die skizzierten Kennziffern 
benötigten Daten mußte bei den geförderten Betrieben 
eine periodische (jährliche) Erhebung durchgeführt wer­
den. Erfragt werden sollten: 

- Wirtschaftszweig, 
- Neugründung/V erlagerung/U mstellung/Rationalisie-

rung, 
- Zahl der Beschäftigten nach Stellung im Betrieb, 
- Lohn- und Gehaltssumme, 
- Jahr des Abschlusses der Förderung, 
- Zahl der geförderten Arbeitsplätze, 
- Geförderte Investitionssumme, 
- Höhe der öffentlichen Finanzhilfe. 

Wenn jeder geförderte Betrieb verpflichtet wird, diese 
Angaben über einen Zeitraum von 5 Kalenderjahren 
nach Abschluß der Förderung zur Verfügung zu stel­
len25, dann können die Kennziffern zur Kontrolle des 
Zielbeitrags jeweils für die Gesamtheit der in einer Re­
gion während der letzten 5 Jahre geförderten Betriebe 
berechnet werden. Eine Ermittlung von Kennziffern mit 
zeitlich engeren Eingrenzungen ist natürlich möglich 
und für eine Übergangszeit nach Beginn der periodi­
schen Erhebungen notwendig, ferner dann, wenn Aus­
wirkungen eventueller Änderungen der Förderpraxis 
kurzfristig erfaßt werden sollen. 

Als Material für Persistenzuntersuch1,mgen sollten 
Schließungen geförderter Betriebe gemeldet werden, 
wenn der Abschluß der Förderung nicht mehr als 
10 Jahre zurückliegt. 

Auswahl von Förderregionen, Festlegung von 
Zielen und regionale Zielkontrollen 

18. Die Mängel . des gegenwärtigen V~rfahrens zur 
Fördergebietsauswahl (und zur periodischen Überprü­
fung der „Fördergebietskulisse" könnten dadurch über­
w~.mden werden, daß zu einem zweistufigen V erfahren 
übergegangen wird26• 

25 Eine Alternative würde darin bestehen, gemäß Vorsdilä­
gen des Hessischen Wirtschaftsministeriums entsprechende Da­
ten über die Entwicklung der geförderten Betriebe aus den 
eini elbetrieblichen Angaben zur Industrieberichterstattung 
mit Hilfe der abgelochten Betriebskennziffern zu ermitteln. 
26 Dieses Verfahren geht davon aus, daß eine regionalpoliti­
sche Nutzenfunktion der Form 

Z • ~ g; Z; (i s 1, .. . n) 
1 

Z; ~ zrin (i = 1, .. n) 

ex1st1ert, wobei Z für die Gesamtzielerfüllung steht, Z; für 
die Einzelindikatoren und g; für die Gewidite, die die (relati­
ve) gesellschaftliche Bewertung der verschiedenen Zielbereiche 
darstellen. Vgl. hierzu auch Thoss, R.: Indikatoren für die 
Qualität des Lebens. In: Thoss, R. (u. a.): Gesellschaftliche In­
dikatoren als Orientierungshilfe für die Regionalpolitik. Mün­
ster/Westf. 1974. 

Zunächst sollten diejenigen Regionen in die Förderung 
aufgenommen werden, in denen eine gravierende Verlet­
zung eines wichtigen Zielbereichs festgestellt wird, in de­
nen also für bestimmte Indikatoren Schwellenwerte 
nicht erreicht werden. Diese Vorwegauswahl empfiehlt 
sich, da bei schweren Zielverletzungen keine Kompensa­
tion des Zieldefizits durch höhere Indikatorenwerte für 
andere Zielbereiche zugelassen werden darf. 

In der zweiten Runde werden dann von den restlichen 
Gebieten diejenigen zu Förderregionen, in denen ein aus 
Teilindikatoren zusammengesetzter Gesamtindikator ei­
nen Schwellenwert nicht erreicht. Dies erscheint als not­
wendig, da auch solche Gebiete gefährdet sind, in denen 
die Schwellenwerte der ersten Runde zwar nicht unter­
schritten werden, die aber mehrere „mäßig schlechte" 
Indikatorenwerte aufweisen27• 

Es wird vorgeschlagen, die Vorweg-Auswahl an fol­
genden Indikatoren zu orientieren: 

- Arbeitskraftreservequotient, 
- Einkommensindikator, 
- Qualifikationsindikator, 
- Arbeitslosenquote, 
- Relativer Wanderungssaldo. 

Eine Aufnahme in die Förderung sollte erfolgen, wenn 
bei einem (oder mehreren) dieser Indikatoren ein 
Schwellenwert nicht erreicht wird, der so festgelegt ist, 
daß nur gravierende Mängel in Einzelbereichen zur Vor­
wegauswahl führen. Da die Höhe der Schwellenwerte 
von Entscheidungen darüber abhängt, was als „gravie­
render Mangel" angesehen wird, und/oder darüber, wel­
cher Anteil der Förderregionen über die Vorwegauswahl 
in die Förderung aufgenommen werden soll, können 
dazu hier keine konkreten Angaben gemacht werden. 

Mängel nur in der Infrasttukturausstattung sollen 
nicht die Aufnahme in die allgemeine Investitionsförde­
rung begründen können, sondern nur die Möglichkeit 
eröffnen, Investitionshilfen für den Ausbau der Infra­
struktur zu erhalten. Gebiete, deren Infrastrukturindi­
kator unter einem noch zu bestimmenden Schwellen­
wert liegt, sollen also nur im Infrastrukturbereich geför­
dert werden (falls sie nicht über den Gesamtindikator in 
die Förderung kommen). 

Ist ein Gebiet in erheblichem Maße monostrukturiert, 
so soll auch dies allein nicht ausreichen, um in der er­
sten Auswahlstufe in die Förderung zu gelangen: die Ar­
beitskräfte könnten sich auf eine Branche konzentrieren, 
die im Hinblick sowohl auf die Wachstumsaussichten als 
auch auf die konjunkturelle Stabilität als überdurch­
schnittlich eingestuft wird. Im Zusammenspiel mit ande­
ren Schwächen kann mangelnde Diversifizierung jedoch 

27 Die im gegenwärtigen Fördersystem getroffene Vorent­
scheidung, bestimmte Gebiete (Zonenrandgebiet und Saarland) 
ohne Prüfung der jeweiligen „Bedürftigkeit" anhand zielge­
richteter Kriterien in den Kreis der Förderregionen aufzuneh­
men, sollte überdadit werden. Soweit die Randlage dieser Ge­
biete zu Strukturschwächen führt, wird sich dies in den Indi­
katoren zur regionalen Zielkontrolle bemerkbar machen und 
bei der „normalen" Fördergebietsauswahl berücksichtigt. 
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eine Gefährdung signalisieren; daher wird die Diversifi­
kations-Kennziffer nur in den Gesamtindikator aufge­
nommen. 

Ebenso wird der Teilindikator für die konjunkturelle 
Gefährdung durch konjunkturreagible Branchen nur im 
Gesamtindikator, nicht aber für die Vorwegauswahl be­
rücksichtigt. 

Die zweite "Auswahlstufe" sollte dann von einem Ge­
samtindikator ausgehen. Es ist nicht ratsam, das bisher 
geübte Verfahren der Ermittlung von Gesamtindikato­
ren über Rangziffernaddition beizubehalten. Da bei die­
sem Verfahren Intensitäten der Zielverletzung nicht 
sichtbar werden, besteht die Gefahr einer Perpetuierung 
der Förderung. 

Alle hier vorgeschlagenen Einzelindikatoren können 
so umgeformt werden, daß sie 

- als Verhältnisse zu gesamträumlichen Durchschnit­
ten, 

- in standardisierter Form und 
gleichgerichtet (hoher Indikatorwert 
füllung) 

hohe Zieler-

vorliegen28. Damit ist eine Zusammenfassung zu einem 
kardinalen Gesamtindikator möglich. Ein solcher Ge­
samtindikator würde dann das Ausmaß der jeweiligen 
Gesamtzielerfüllung anzeigen. Die Auswahl der zu för­
dernden Regionen kann so erfolgen, daß alle Regionen, 
deren Gesamtindikator unterhalb eines (vorgegebenen) 
Schwellenwertes liegt, in die Förderung einbezogen wer­
den. Der Kreis der Förderregionen kann sich verklei­
nern, wenn infolge der Förderung ( oder infolge autono­
mer Entwicklungen) Regionen ihren Zielrückstand so 
weit abbauen, daß sie den Schwellenwert überschreiten 
(und wenn nicht in gleichem Umfang andere Regionen 
über den Schwellenwert nach unten absinken). Eine sol­
che Verkleinerung des Fördergebietsumfangs kann Anlaß 
sein, 

- ein gleichbleibendes Mittelvoluinen mit höherer För­
derintensität in den verbleibenden Regionen einzuset­
zen, oder 

- das Fördermittelvolumen zu vermindern und mit 
gleichbleibender Förderintensität in den verbleibenden 
Regionen einzusetzen. 

Für die Zusammenfassung zu einem Gesamtindikator 
muß über die Gewichte der Einzelindikatoren entschie­
den werden. Hierzu sind keine theoretisch abgesicherten 
wissenschaftliche Aussagen möglich; die Gewichte müs­
sen im politischen Prozeß gefunden werden._ 

19. Nach dem Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe 
"Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" sind 
in den Rahmenplänen die Ziele zu nennen, die in den 
Fördergebieten erreicht werden sollen. Bisher wurden in 
den Rahmenplänen quantitative Ziele für die Zahl der 

28 Für die hierzu notwendigen Transformationen vgl. Wulf, 
].; H. d'Orville, a. a. 0., S. 101 ff. 

zu fördernden Arbeitsplätze auf der Ebene der regiona­
len Aktionsprogramme ausgewiesen, die auf der Basis 
von Vergangenheitsdaten über geförderte neuerrichtete 
Arbeitsplätze ermittelt wurden. Hinzu kamen aufgrund 
der besonderen strukturellen Bedingungen der Aktions­
räume verbale Beschreibungen der Entwicklungsziele, 
die sich auch auf qualitative Aspekte bezogen. 

Im Rahmen der Erfolgskontrolle kann eine solche Ar­
beitsplatzvorgabe nicht einmal für das Ziel „Abbau des 
Arbeitsplatzdefizits" herangezogen werden. Erste~s kann 
sich im Förderzeitraum die "autonome" Entwicklung 
der Arbeitsplätze so vollzogen haben, daß eine - in der 
ursprünglichen Prognose unvorhergesehene - ·tenden­
zielle Vergrößerung des Arbeitsplatzdefizits eingetreten 
ist (durch nicht vorhergesehenen Wegfall von Arbeits­
plätzen). Zweitens kann die Sektorenstruktur der geför­
derten neuen Arbeitsplätze so sein, daß sie - infolge ei­
ner Konzentration auf stagnierende oder schrumpfende 
Branchen - eine Tendenz zu künftigen Arbeitsplatzde~ 
fiziten erwarten läßt. 

Die Annäherung an das Ziel "Abbau des Arbeitsplatz­
defizits" läßt sich für die Region insgesamt nur dadurch 
erkennen, daß (zum Kontrollzeitpunkt) eine neue Pro­
gnose des Arbeitsplatzdefizits erstellt wird und über­
prüft wird, ob sich die Region absolut (Umfang des Ar­
beitsplatzdefizits) und relativ (Arbeitsplatzreservequo­
tient) verbessert hat. Der Beitrag der geförderten Betrie­
be hierzu läßt sich aus der Zahl der geförderten neuent­
standenen und umgestellten Arbeitsplätze und ihrem 
Strukturfaktor ermitteln29, nicht aber allein aus der Zahl 
der geförderten Arbeitsplätze. 

Die vorgeschlagene Vergrößerung der Zahl der Zielin­
dikatoren und ihre konkrete Ausgestaltung erlauben es 
nicht nur, mehr Zielkriterien als bisher in der Förderge­
bietsauswahl zu berücksichtigen und kardinale Ordnun­
gen der Regionen zu ermitteln. Mindestens genauso 
wichtig ist die durch Verwendung dieser Indikatoren 
mögliche Präzisierung der Zielvorgabe und der Zielkon­
trolle. 

Die Zielvorgabe für die Regionen sollte anhand der 
oben dargestellten Einzelindikatoren erfolgen, die jeweils 
einzelne Dimensionen des Zielbündels erfassen. Durch 
die jeweiligen Werte der Indikatoren werden Rückstän­
de der Regionen in der Zielerfüllung mit ihrer Intensität 
angezeigt. Als regionale Zielvorgabe folgt daraus die 
Forderung, die Rückstände in den Zielbereichen abzu­
bauen, in denen sie über - vorher festzulegende -
Schwellenwerte hinausgehen. Dabei kann, je nach der 
Länge des Planungszeitraums und dem Ausmaß des Ziel­
rückstands, ein voller oder ein teilweiser Abbau des Ziel­
defizits postuliert werden. Die Zielvorgabe kann teilwei­
se aufgrund der normierten Einzelindikatoren erfolgen 
(Verhältnis regionaler Werte zu gesamträumlichen 
Durchschnitten), teilweise wird eine Vorgabe mit nicht 
normierten Indikatorwerten für die Praxis verständli-

29 Vgl. hierzu Ziff. 16. 
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eher sein, so bei den Zielen »Abbau des Arbeitskraftre­
servequotienten" und „Verringerung des relativen Wan­
derungssaldos". 

Ein solches Verfahren bietet den Vorteil, 

- daß mehrere Zieldimensionen bei der Aufstellung der 
regionalen Ziele im Rahmenplan explizit berücksich­
tigt werden; 

- daß es möglich ist, das Ausmaß des Zielrückstands in 
allen angesprochenen Zieldimensionen . quantitativ zu 
erfassen, bei der Formulierung der regionalen Zielvor­
gaben Prioritäten im Hinblick auf besonders stark 
verletzte Zielbereiche zu setzen und so Anhaltspunkte 
für eine differenzierte Förderung im Sinne einer stär­
keren Selektion der zu fördernden Betriebe zu ge­
ben ; 

- daß der verbale Teil der Darstellung der Entwick­
lungsziele systematisiert und quantitativ untermauert 
werden kann. 

Bei der Festsetzung der Ziele müßte eigentlich a priori 
berücksichtigt werden, in welchem Maße ein Abbau von 
Zieldefiziten in den einzelnen Bereichen für die jeweili­
gen Regionen überhaupt erreichbar ist. Diese Realisier­
barkeit von Verbesserungen in der Zielerfüllung ist als 
regional unterschiedlich anzusehen und hängt u. a. ab 
von den speziellen regionalen Standortbedingungen -
insbesondere von der Art und der infrastrukturellen 
Ausstattung der geförderten Schwerpunkte - und von 
der Höhe der Fördersätze, daneben aber auch von der 
gesamten »Dispositionsmasse" an neu entstehenden oder 
potentiell zu verlagernden Arbeitspläzen. 

Empirische Ergebnisse zu diesem Aspekt existieren 
noch nicht in ausreichendem Umfang; allerdings laufen 
Untersuchungen30, die auf der Basis der Erhebungen 
der Bundesanstalt für Arbeit über die Standortwahl der 
Industriebetriebe (seit 1955) und der Statistik des BA W 
über Förderfälle durchgeführt werden. 

20. Die Kontrolle der Zielerfüllung kann in zwei Pha­
sen erfolgen: 

Zur laufenden (jährlichen) Kontrolle kann die Kon­
trolle des Zielbeitrags der geförderten Betriebe mit den 
oben entwickelten Indikatoren dienen. Sie zeigt an, in-

30 Fleck, W.; G. Strassert; P. Treuner: Analyse und Prognose 
von Aufkommen und regionaler Verteilung neuerrichteter In­
dustriebetriebe (Verlagerungen, Neu- und Zweigbetriebsgrün­
dungen). ~DFG-Forschungsprojekt). 

wieweit die geförderten Betriebe zur Erfüllung der re­
gionalen Zielvorgaben beitragen, und gibt Hinweise für 
die Gestaltung der Vergabepraxis, insbesondere für die 
u. U. im Rahmen des Ermessungsspielraums der über die 
Förderung entscheidenden Behörden notwendige Selek­
tion von Betrieben. 

Eine Überprüfung der Änderung in der regionalen 
Zielerfüllung, damit verbunden eine Revision der För­
dergebietsauswahl und der Zielvorgaben, sollte nur alle 
3 Jahre stattfinden. Auf diese Weise bleiben der admini­
strative und der analytische Aufwand begrenzt; zudem 
werden kurzfristige Schwankungen der Zielvorgaben 
und der Fördergebietsauswahl vermieden. Diese regiona­
le Zielkontrolle kann mit den Einzelindikatoren durch­
geführt werden - dann bleibt die gesamte Information 
des anfallenden Materials erhalten, und es ergeben sich 
Anhaltspunkte für weiterführende Analysen über Be­
stimmungsfaktoren der unterschiedlichen Änderungen 
der Zielerfüllung in den einzelnen Zielbereichen. Sie 
wird aber auch anhand des Gesamtindikators vorgenom­
men werden müssen, damit ein zusammenfassendes Ur­
teil möglich ist. 

Die regionale Zielkontrolle sollte - wie oben schon 
erwähnt - durch weiterführende Analysen ergänzt wer­
den. Zu untersuchen sind Zusammenhänge zwischen Än­
derung der Zielerfüllung (in den einzelnen Bereichen 
und insgesamt), Besonderheiten der jeweiligen Standorte 
(z. B. Wirtschaftsstruktur, Ausstattung der geförderten 
Schwerpunkte) und Charakteristika der geförderten Be­
triebe (z.B. Branchenstruktur, Neugründung/Zweigwerk/ 
Verlagerung) sowie dem eingesetzten Fördermittelvolu­
men und den gewährten Präferenzen. Nur durch solche 
Untersuchungen können im Rahmen der Erfolgskontrolle 
Anhaltspunkte gewonnen werden 

- für eine Anpassung der Zielvorgaben gemäß den für 
eine bestimmte Region erreichbaren Entwicklun­
gen; 

- für eine eventuelle Variante der Fördersätze gemäß 
den unterschiedlichen Intensitäten der Zielverlet­
zung31 ; 

- für die Entscheidung, Regionen mit niedriger Zieler­
füllung (bzw. bestimmte Schwerpunkte) aus der För­
derung herauszunehmen, wenn kein "angemessener" 
Erfolg erwartet werden kann. 

31 Vgl. hierzu Wulf, ].; H. d'Orville, a. a. 0., S. 56 ff. 


